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Avis juridique important

41995A1127(03)

Ubereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags Uiber die Europaische Union tiber den
Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften

Amtsblatt Nr. C 316 vom 27/11/1995 S. 0049 - 0057

ANHANG

Ubereinkommen aufgrund von Artikel K.3 des Vertrags tiber die Europaische Union iiber den Schutz
der finanziellen Interessen der Europdischen Gemeinschaften

DIE HOHEN VERTRAGSPARTEIEN dieses Ubereinkommens, die Mitgliedstaaten der Europaischen
Union -

UNTER BEZUGNAHME auf den Rechtsakt des Rates der Europédischen Union vom 26. Juli 1995,

in dem Wunsch sicherzustellen, daB ihre Strafrechtsvorschriften in wirksamer Weise zum Schutz der
finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften beitragen,

IN ANBETRACHT der Tatsache, dal} der Betrug im Zusammenhang mit den Einnahmen und Ausgaben
der Gemeinschaften in vielen Fallen grenziiberschreitende Formen annimmt und haufig von
kriminellen Organisationen begangen wird,

IN DER UBERZEUGUNG, daR der Schutz der finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften
es erfordert, betriigerische Handlungen zum Nachteil dieser Interessen strafrechtlich zu verfolgen und
zu diesem Zweck eine einheitliche Definition festzulegen,

UBERZEUGT von der Notwendigkeit, derartige Handlungen als Straftaten zu umschreiben und durch
wirksame, angemessene und abschreckende strafrechtliche Sanktionen - unbeschadet der
Verhangung andersartiger Sanktionen in geeigneten Fallen - ahnden zu kénnen und zumindest in
schweren Fallen mit Freiheitsstrafen zu bedrohen, die zu einer Auslieferung fihren kénnen,

IN ANERKENNUNG der Tatsache, dafl Unternehmen in allen von den Europaischen Gemeinschaften
finanzierten Bereichen eine wichtige Rolle spielen und daR die Entscheidungstrager in den
Unternehmen in geeigneten Fallen nicht ihrer strafrechtlichen Verantwortlichkeit entgehen sollten,
ENTSCHLOSSEN, Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Européischen Gemeinschaften
gemeinsam dadurch zu bekdmpfen, dall Verpflichtungen betreffend Gerichtsbarkeit, Auslieferung und
wechselseitige Zusammenarbeit eingegangen werden -

SIND WIE FOLGT UBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Allgemeine Bestimmungen

(1) Fur die Zwecke dieses Ubereinkommens umfaft der Tatbestand des Betrugs zum Nachteil der
finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften

a) im Zusammenhang mit Ausgaben jede vorsatzliche Handlung oder Unterlassung betreffend

- die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollstandiger Erklarungen oder Unterlagen
mit der Folge, dal Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Europaischen Gemeinschaften oder aus
den Haushalten, die von den Européaischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden,
unrechtmanig erlangt oder zuriickbehalten werden;

- das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit derselben Folge;

- die miBbrauchliche Verwendung solcher Mittel zu anderen Zwecken als denen, fir die sie
urspringlich gewahrt worden sind;

b) im Zusammenhang mit Einnahmen jede vorsatzliche Handlung oder Unterlassung betreffend

- die Verwendung oder Vorlage falscher, unrichtiger oder unvollstandiger Erklarungen oder Unterlagen
mit der Folge, dal} Mittel aus dem Gesamthaushaltsplan der Européaischen Gemeinschaften oder aus
den Haushalten, die von den Europaischen Gemeinschaften oder in deren Auftrag verwaltet werden,
rechtswidrig vermindert werden;

- das Verschweigen einer Information unter Verletzung einer spezifischen Pflicht mit derselben Folge;

01.10.2007 16:05


Lehrstuhl
Textfeld
Quelle: http://eur-lex.europa.eu/  © Europäische Gemeinschaften, 1998-2007 Verbindlich ist ausschließlich das in den gedruckten Ausgaben des Amtsblattes der Europäischen Union veröffentlichte Gemeinschaftsrecht.



EUR-Lex - 41995A1127(03) - DE

2 von 6

- die miBbrauchliche Verwendung eines rechtmalig erlangten Vorteils mit derselben Folge.

(2) Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz 2 trifft jeder Mitgliedstaat die erforderlichen und geeigneten
MaRnahmen, um Absatz 1 so in sein innerstaatliches Recht umzusetzen, daf} die von ihm erfal3ten
Handlungen als Straftaten umschrieben werden.

(3) Vorbenhaltlich des Artikels 2 Absatz 2 ergreift jeder Mitgliedstaat ferner die erforderlichen
MaRnahmen, damit die vorsatzliche Herstellung oder Bereitstellung falscher, unrichtiger oder
unvollstéandiger Erklarungen oder Unterlagen mit der in Absatz 1 erwahnten Folge als Straftat
umschrieben wird, sofern sie nicht bereits entweder als selbstandige Straftat oder als Beteiligung am
Betrug im Sinne von Absatz 1, als Anstiftung dazu oder als Versuch eines solchen Betrugs strafbar ist.

(4) Der vorsatzliche Charakter einer Handlung oder Unterlassung im Sinne der Abséatze 1 und 3 kann
aus den objektiven Tatumstéanden geschlossen werden.

Artikel 2
Sanktionen

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen MaRnahmen um sicherzustellen, daB die in Artikel 1
genannten Handlungen sowie die Beteiligung an den Handlungen im Sinne von Artikel 1 Absatz 1, die
Anstiftung dazu oder der Versuch solcher Handlungen durch wirksame, angemessene und
abschreckende Strafen geahndet werden kénnen, die zumindest in schweren Betrugsfallen auch
Freiheitsstrafen umfassen, die zu einer Auslieferung fihren kénnen; als schwerer Betrug gilt jeder
Betrug, der einen in jedem Mitgliedstaat festzusetzenden Mindestbetrag zum Gegenstand hat. Dieser
Mindestbetrag darf 50 000 ECU nicht Uberschreiten.

(2) Jedoch kann ein Mitgliedstaat in minderschweren Betrugsfallen, die einen Gesamtbetrag von
weniger als 4 000 ECU zum Gegenstand haben und bei denen gemafR seinen Rechtsvorschriften keine
besonderen erschwerenden Umstande vorliegen, Sanktionen einer anderen Rechtsnatur als die in
Absatz 1 vorgesehenen Strafen vorsehen.

(3) Der Rat kann den in Absatz 2 vorgesehenen Betrag einstimmig andern.
Artikel 3
Strafrechtliche Verantwortung der Unternehmensleiter

Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen Malinahmen, damit die Leiter, Entscheidungstrager oder
Trager von Kontrollbefugnissen von Unternehmen bei betrligerischen Handlungen zum Nachteil der
finanziellen Interessen der Europaischen Gemeinschaften gemaf Artikel 1, die eine ihnen unterstellte
Person zum Vorteil des Unternehmens begeht, nach den Grundsétzen des innerstaatlichen Rechts des
Mitgliedstaats fur strafrechtlich verantwortlich erklart werden kdnnen.

Artikel 4
Gerichtsbarkeit

(1) Jeder Mitgliedstaat trifft die erforderlichen MalRnahmen, um seine Gerichtsbarkeit fir gemaf
Artikel 1 und Artikel 2 Absatz 1 umschriebene Straftaten in den Fallen zu begriinden, in denen

- ausschliefilich oder teilweise in seinem Hoheitsgebiet ein Betrug, eine Teilnahme an einem Betrug
oder ein versuchter Betrug zum Nachteil der finanziellen Interessen der Européaischen Gemeinschaften
begangen worden ist, unter Einschluf? von Betrugsféllen, in denen der Vorteil in diesem Hoheitsgebiet
erlangt worden ist;

- eine in seinem Hoheitsgebiet befindliche Person einen solchen Betrug im Hoheitsgebiet eines
anderen Staats wissentlich unterstiitzt oder dazu anstiftet;

- der Straftater ein Staatsangehdriger des betreffenden Mitgliedstaats ist, wobei die
Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaats darauf abstellen kénnen, daf die Handlung auch in dem Land
strafbar ist, in dem sie begangen wurde.

(2) Jeder Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemaf Artikel 11 Absatz 2 erklaren, daR er die in
Absatz 1 dritter Gedankenstrich dieses Artikels vorgesehene Regel nicht anwendet.

Artikel 5
Auslieferung und Verfolgung

(1) Liefert ein Mitgliedstaat nach seinem Recht seine eigenen Staatsangehdérigen nicht aus, so trifft er
die erforderlichen MaBnahmen, damit von ihm geman Artikel 1 und Artikel 2 Absatz 1 umschriebene
Straftaten, die von seinen Staatsangehdrigen aulRerhalb seines Hoheitsgebiets begangen werden,
seiner Gerichtsbarkeit unterliegen.

(2) Jeder Mitgliedstaat befaldt, wenn einer seiner Staatsangehdérigen beschuldigt wird, in einem
anderen Mitgliedstaat eine Straftat im Sinne von Artikel 1 und Artikel 2 Absatz 1 begangen zu haben,
und er den Betreffenden allein aufgrund von dessen Staatsangehérigkeit nicht ausliefert, seine
zustandigen Behorden mit diesem Fall, damit gegebenenfalls eine Verfolgung durchgefihrt werden
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kann. Zu diesem Zweck sind die die strafbare Handlung betreffenden Akten, Unterlagen und
Gegenstande nach den Verfahren des Artikels 6 des Europdaischen Auslieferungsiibereinkommens zu
Ubermitteln. Der ersuchende Mitgliedstaat ist Uber die eingeleitete Verfolgung und tber deren
Ergebnisse zu unterrichten.

(3) Ein Mitgliedstaat darf die Auslieferung wegen eines Betrugs zum Nachteil der finanziellen
Interessen der Europaischen Gemeinschaften nicht allein aus dem Grund ablehnen, daB es sich um
ein Abgaben- oder Zolldelikt handelt.

(4) Fur die Zwecke dieses Artikels ist der Betriff "Staatsangehérige eines Mitgliedstaats” im Sinne der
gegebenenfalls von dem betreffenden Mitgliedstaat geman Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) des
Europdischen Auslieferungsiibereinkommens abgegebenen Erklarung und entsprechend Absatz 1
Buchstabe c) des genannten Artikels auszulegen.

Artikel 6
Zusammenarbeit

(1) Stellt ein Betrug, wie er in Artikel 1 definiert ist, eine Straftat dar und betrifft er zwei oder mehr
Mitgliedstaaten, so arbeiten diese Staaten bei den Ermittlungen, der Strafverfolgung und der
Strafvollstreckung wirksam zusammen, zum Beispiel durch Rechtshilfe, Auslieferung, Ubertragung der
Strafverfolgung oder der Vollstreckung in einem anderen Mitgliedstaat ergangener Urteile.

(2) Steht mehreren Mitgliedstaaaten die Gerichtsbarkeit und die Méglichkeit zu, eine Straftat, die auf
denselben Tatsachen beruht, wirksam zu verfolgen, so arbeiten die betreffenden Mitgliedstaaten
zusammen, um darlber zu entscheiden, welcher von ihnen den oder die Straftéater verfolgt, um die
Strafverfolgung nach Moglichkeit in einem einzigen Mitgliedstaat zu konzentrieren

Artikel 7
Ne bis in idem

(1) Die Mitgliedstaaten wenden in ihrem innerstaatlichen Strafrecht das “"Ne-bis-in-idem"-Prinzip an,
dem zufolge jemand, der in einem Mitgliedstaat rechtskraftig abgeurteilt worden ist, in einem anderen
Mitgliedstaat wegen derselben Tag nicht verfolgt werden darf, sofern im Fall einer Verurteilung die
Sanktion vollstreckt worden ist oder derzeit vollstreckt wird oder nach dem Recht des verurteilenden
Staates nicht mehr vollstreckt werden kann.

(2) Ein Mitgliedstaat kann bei der Notifizierung gemal Artikel 11 Absatz 2 erklaren, daB er in einem
oder mehreren der folgenden Félle nicht durch Absatz 1 gebunden ist:

a) wenn die Tat, die dem auslandischen Urteil zugrunde lag, ganz oder teilweise in seinem
Hoheitsgebiet begangen wurde. Im letzteren Fall gilt diese Ausnahme jedoch nicht, wenn diese Tat
teilweise im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats begangen wurde, in dem das Urteil ergangen ist;

b) wenn die Tat, die dem ausléndischen Urteil zugrunde lag, eine gegen die Sicherheit oder andere
gleichermafRen wesentliche Interessen dieses Mitgliedstaats gerichtete Straftat darstellt;

¢) wenn die Tat, die dem auslandischen Urteil zugrunde lag, von einem Bediensteten dieses
Mitgliedstaats unter Verletzung seiner Amtspflichten begangen wurde.

(3) Ausnahmen, die Gegenstand einer Erklarung nach Absatz 2 waren, finden keine Anwendung,
wenn der betreffende Mitgliedstaat den anderen Mitgliedstaat wegen derselben Tat um Verfolgung
ersucht oder die Auslieferung des Betroffenen bewilligt hat.

(4) Zwischen den Mitgliedstaaten geschlossene einschlagige bilaterale oder multilaterale
Ubereinkiinfte und die Erklarungen dazu werden von diesem Artikel nicht beriihrt.

Artikel 8
Gerichtshof

(1) Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten Uber die Auslegung oder Anwendung dieses
Ubereinkommens werden zunéchst im Rat nach dem Verfahren des Titels VI des Vertrags tber die
Europdischen Union mit dem Ziel ihrer Beilegung erortert.

Ist die Streitigkeit nach Ablauf von sechs Monaten nicht beigelegt, so kann der Gerichtshof der
Europaischen Gemeinschaften von einer Streitpartei befal3t werden.

(2) Der Gerichshof kann mit Streitigkeiten zwischen einem oder mehreren Mitgliedstaaten und der
Kommission der Europaischen Gemeinschaften iiber die Artikel 1 oder 10 dieses Ubereinkommens
befalt werden, die nicht im Wege von Verhandlungen beigelegt werden konnten.

Artikel 9
Innerstaatliche Rechtsvorschriften

Dieses Ubereinkommen hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, innerstaatliche Rechtsvorschriften zu
erlassen, die tiber die Verpflichtungen aus diesem Ubereinkommen hinausgehen.

Artikel 10
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Unterrichtung

(1) Die Mitgliedstaaten tbermitteln der Kommission der Européischen Gemeinschaften den Wortlaut
der Vorschriften, mit denen ihre Verpflichtungen aus diesem Ubereinkommen in innerstaatliches Recht
umgesetzt werden.

(2) Zum Zweck der Anwendung dieses Ubereinkommens legen die Hohen Vertragsparteien im Rat der
Européischen Union fest, welche Informationen zwischen den Mitgliedstaaten oder zwischen den
Mitgliedstaaten und der Kommission zu Gbermitteln oder auszutauschen sind und nach welchen
Modalitaten dies zu erfolgen hat.

Artikel 11
Inkrafttreten

(1) Dieses Ubereinkommen bedarf der Annahme durch die Mitgliedstaaten nach MaRgabe ihrer
jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften.

(2) Die Mitgliedstaaten notifizieren dem Generalsekretar des Rates der Europaischen Union den
AbschluB der Verfahren, die nach ihren jeweiligen verfassungsrechtlichen Vorschriften fiir die
Annahme dieses Ubereinkommens erforderlich sind.

(3) Dieses Ubereinkommen tritt 90 Tage nach der in Absatz 2 genannten Notifizierung durch den
Mitgliedstaat, der diese Formlichkeit zuletzt vornimmt, in Kraft.

Artikel 12
Beitritt

(1) Dieses Ubereinkommen steht allen Staaten, die Mitglied der Europaischen Union werden, zum
Beitritt offen.

(2) Der vom Rat der Europaischen Union erstellte Wortlaut dieses Ubereinkommens in der Sprache
des beitretenden Staats ist verbindlich.

(3) Die Beitrittsurkunden werden beim Verwahrer hinterlegt.

(4) Dieses Ubereinkommen tritt fiir jeden Staat, der ihm beitritt, 90 Tage nach der Hinterlegung
seiner Beitrittsurkunde oder aber zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ubereinkommens in Kraft,
wenn dieses beim Ablauf des genannten 90-Tage-Zeitraums noch nicht in Kraft getreten ist.

Artikel 13
Verwahrer
(1) Verwahrer dieses Ubereinkommens ist der Generalsekretar des Rates der Europaischen Union.

(2) Der Verwahrer veroffentlicht im Amtsblatt der Européischen Gemeinschaften den Stand der
Annahmen und Beitritte, die Erklarungen und die Vorbehalte sowie alle sonstigen Notifizierungen im
Zusammenhang mit diesem Ubereinkommen.

En fe de lo cual, los plenipotenciarios abajo firmantes suscriben el presente Convenio.
Til bekraeftelse heraf har undertegnede befuldmaegtigede underskrevet denne konvention.

Zu Urkund dessen haben die unterzeichneten Bevollmachtigten ihre Unterschriften unter dieses
Ubereinkommen gesetzt.

04 aR66UGE O aildYAU, i€ 68iaRUGIT0A0 dechialiyoéié Yeaodal oci 6dianach 6i60 eUou adu oci daniyoa
0yidaoe.
In witness whereof, the undersigned Plenipotentiaries have hereunto set their hands.

En foi de quoi, les plénipotentiaires soussignés ont apposé leurs signatures au bas de la présente
convention.

D4 fhianu sin, chuir na LAnchumhachtaigh thios-sinithe a ldmh leis an gCoinbhinsiun seo.

In fede di che, i plenipotenziari sottoscritti hanno apposto le loro firme in calce alla presente
convenzione.

Ten blijke waarvan de ondergetekende gevolmachtigden hun handtekening onder deze overeenkomst
hebben gesteld.

Em fé do que, os plenipotenciarios abaixo assinados apuseram as suas assinaturas no final da
presente convencao.

Taméan vakuudeksi alla mainitut téysivaltaiset edustajat ovat allekirjoittaneet tdméan yleissopimuksen.
Til bekraftelse harav har undertecknade befullméktigade ombud undertecknat denna konvention.

Hecho en Bruselas, el veintiseis de julio de mil novecientos noventa y cinco, en un ejemplar Unico, en
lenguas alemana, inglesa, danesa, espafiola, finesa, francesa, griega, gaélica, italiana, neerlandesa,
portuguesa y sueca, cuyos textos son igualmente auténticos y que sera depositado en los archivos de
la Secretaria General del Consejo de la Unidn Europea.
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Udfaerdiget i Bruxelles den seksogtyvende juli nitten hundrede og femoghalvfems, i ét eksemplar pa
dansk, engelsk, finsk, fransk, greesk, irsk, italiensk, nederlandsk, portugisisk, spansk, svensk og tysk,
hvilke tekster alle har samme gyldighed, og deponeres i arkiverne i Generalsekretariatet for Radet for
Den Europeeiske Union.

Geschehen zu Briussel am sechsundzwanzigsten Juli neunzehnhundertfiinfundneunzig in einer
Urschrift in danischer, deutscher, englischer, finnischer, franzésischer, griechischer, irischer,
italienischer, niederlandischer, portugiesischer, schwedischer und spanischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermafen verbindlich ist; die Urschrift wird im Archiv des Generalsekretariats des Rates
der Europaischen Union hinterlegt.

_Aéia 0060 AndTYeeaon, 06060 aReioé Yié EineRio ~Reéa aiicaélioéa aiaipioa oYioa, 6a Yia ilii ai6ROBAI,
dindiaaeéeb, 6idcaceb éaé véicaiaceb a6pdoa, da 44 64 GaRIAIA ARiaé aiRGID a0edidéeU eaé
84040R24I04é 004 afi+aRa 6¢o Adiéébo Afialiadaraoc 6id OBiaiGeRId 6¢o ABRUGAIEPO | ilGGO.

Done at Brussels on the twenty-sixth day of July in the year one thousand nine hundred and
ninety-five in a single original, in the Danish, Dutch, English, Finnish, French, German, Greek, Irish,
Italian, Portuguese, Spanish and Swedish languages, each text being equally authentic, such original
remaining deposited in the archives of the General Secretariat of the Council of the European Union.

Fait & Bruxelles, le vingt-six juillet mil neuf cent quatre-vingt-quinze, en un exemplaire unique, en
langues allemande, anglaise, danoise, espagnole, finnoise, frangaise, grecque, irlandaise, italienne,
néerlandaise, portugaise et suédoise, tous ces textes faisant également foi, exemplaire qui est déposé
dans les archives du Secrétariat général du Conseil de I'Union européenne.

Arna dhéanamh sa Bhruiséil, an séu la is fiche de IUil sa bhliain mile naoi gcéad nécha a cuig, i
scribhinn bhunaidh amhain sa Bhéarla, sa Danmhairgis, san Fhionlainnis, sa Fhraincis, sa Ghaeilge, sa
Ghearmadinis, sa Ghréigis, san lodailis, san Ollainnis, sa Phortaingéilis, sa Spainnis agus sa tSualainnis
agus comhudaras ag na téacsanna i ngach ceann de na teangacha sin; déanfar an scribhinn bhunaidh
sin a thaisceadh i gcartlann Ardranaiocht Chomhairle an Aontais Eorpaigh.

Fatto a Bruxelles, addi ventisei luglio millenovecentonovantacinque, in unico esemplare in lingua
danese, finlandese, francese, greca, inglese, irlandese, italiana, olandese, portoghese, spagnola,
svedese e tedesca, i testi di ciascuna di queste lingue facenti ugualmente fede, esemplare depositato
negli archivi del segretariato generale dell'Unione europea.

Gedaan te Brussel, de zesentwintigste juli negentienhonderd vijfennegentig, in één exemplaar, in de
Deense, de Duitse, de Engelse, de Finse, de Franse, de Griekse, de lerse, de Italiaanse, de
Nederlandse, de Portugese, de Spaanse en de Zweedse taal, zijnde alle teksten gelijkelijk authentiek,
dat wordt neergelegd in het archief van het Secretariaat-generaal van de Raad van de Europese Unie.
Feito em Bruxelas, em vinte e seis de Julho de mil novecentos e noventa e cinco, em exemplar unico,
nas linguas alema, dinamarquesa, espanhola, finlandesa, francesa, grega, inglesa, irlandesa, italiana,
neerlandesa, portuguesa e sueca, fazendo igualmente fé todos os textos, depositado nos arquivos do
Secretariado-Geral do Conselho da Unido Europeia.

Tehty Brysselissa kahdentenakymmenentendkuudentena paivana heinédkuuta vuonna
tuhatyhdeksénsataayhdeksankymmentaviisi yhtend ainoana kappaleena englannin, espanjan,
hollannin, iirin, italian, kreikan, portugalin, ranskan, ruotsin, saksan, suomen ja tanskan kielella
kaikkien naiden tekstien ollessa yhta todistusvoimaiset, ja se talletetaan Euroopan unionin neuvoston
paasihteeriston arkistoon.

Utfardad i Bryssel den tjugosjatte juli nittonhundranittiofem i ett enda exemplar, p& danska, engelska,
finska, franska, grekiska, irlandska, italienska, nederlandska, portugisiska, spanska, svenska och
tyska, varvid alla texter ar lika giltiga, och deponerad i arkiven vid generalsekretariatet fér Europeiska
unionens rad.

Pour le gouvernement du royaume de Belgique

Voor de Regering van het Koninkrijk Belgié

Fur die Regierung des Koénigreichs Belgien

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

For regeringen for Kongeriget Danmark

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Fur die Regierung der Bundesrepublik Deutschland

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Aéa b¢i 8daYnicoc 6¢o Aeéciéébo AciiéiaoRao

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Por el Gobierno del Reino de Espafia
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>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Pour le gouvernement de la République francaise
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Thar ceann Rialtas na hEireann

For the Government of Ireland

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Per il governo della Repubblica italiana

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Pour le gouvernement du grand-duché de Luxembourg
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Voor de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Fiir die Regierung der Republik Osterreich
>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Pelo Governo da Republica Portuguesa

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

Suomen hallituksen puolesta

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

P& svenska regeringens vagnar

>VERWEIS AUF EINEN FILM>

For the Government of the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland

>VERWEIS AUF EINEN FILM>
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